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Anfrage zur schriftlichen Beantwortung E-001622/2022
an die Kommission
Artikel 138 der Geschäftsordnung
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Bielan (ECR), Jan-Christoph Oetjen (Renew), Isabel Santos (S&D), Witold Jan Waszczykowski 
(ECR)

Betrifft: Zwangsdeportationen von Bürgern der Ukraine

1949 hat die Sowjetunion 95 000 Esten, Letten und Litauer zwangsdeportiert, was einer Entscheidung 
des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte zufolge ein Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
darstellt (Entscheidung vom 17. Januar 2006 in der Rechtssache Kolk und Kislyiy gegen Estland). 
Leider wiederholt sich Geschichte doch.

Nach Angaben der ukrainischen Bürgerbeauftragten wurden mehr als 400 000 Bürger der Ukraine 
unter Verstoß gegen Artikel 49 der Vierten Genfer Konvention in die Russische Föderation 
zwangsumgesiedelt.

1. Welche Maßnahmen ergreift die Kommission, um für die sichere Rückkehr der vom Putin-
Regime zwangsumgesiedelten Personen zu sorgen?

2. Welche Maßnahmen ergreift die Kommission, damit Präsident Putin und seine Bundesgenossen 
für die zahlreichen und schweren Kriegsverbrechen, die sie in der Ukraine begangen haben, zur 
Rechenschaft gezogen werden?

Unterstützer1

1 Diese Anfrage wird von einem Mitglied unterstützt, das nicht mit den Verfassern bzw. Verfasserinnen 
identisch ist: Rosa D'Amato (Verts/ALE)


